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Der Deutsche Städtetag
Städte prägen den Alltag – bei uns tauschen sie sich aus. 
Im Deutschen Städtetag haben sich rund 3.200 Städte und 
Gemeinden mit fast 53 Millionen Einwohnern zusammen­
geschlossen. Der Deutsche Städtetag ist die Stimme der Städte. 
„Städtetag aktuell“ ist die wichtigste regelmäßige Publikation 
des größten kommunalen Spitzenverbandes. Das Heft erscheint 
gedruckt sowie auf der Webseite des Deutschen Städtetages 
als PDF-Download. Außerdem wird jede Ausgabe prominent im 
Newsletter und über die Social-Media-Kanäle des Deutschen 
Städtetages beworben. 

Das Heft
In „Städtetag aktuell“ erscheinen kompakte Informationen 
über die Arbeit und die Positionen des Deutschen Städte­
tages zu aktuellen politischen Themen, Aufsätze sowie 
­spezifische Fachinformationen. Seit Januar 2024 widmet 
sich jedes Heft außerdem in einem Themenschwerpunkt 

jeweils einer wichtigen kommunalpolitischen Herausforderung 
und liefert dazu in fachlicher Tiefe vielfältige Informationen, 
Best-Practice-Beispiele und wertvolle Einschätzungen. Der Um­
fang von „Städtetag aktuell“ umfasst in der Regel 20-24 Seiten.

Zielgruppen und Reichweite
Die Leserinnen und Leser von „Städtetag aktuell“ sind Ent­
scheidungsträger aus der Kommunalpolitik: Oberbürger­
meisterinnen und Oberbürgermeister, Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, ehrenamtlich arbeitende Ratsmitglieder der 
Mitgliedsstädte, Verwaltungsspitzen in Dezernaten und Ämtern 
und weitere Beschäftigte der Stadtverwaltungen. Zur Leser­
schaft gehören auch Bundestagsabgeordnete, Vertreterinnen 
und Vertreter von Verbänden und Institutionen sowie weitere 
kommunalpolitisch Interessierte. „Städtetag aktuell“ erreicht 
bis zu 80.000 Leserinnen und Leser. Die Publikation ist der 
ideale Werbeträger für Unternehmen, die ihre Produkte und 
Dienstleistungen im kommunalen Bereich anbieten.

Druckauflage		  7.500 Exemplare 

Newsletter-Abonnenten		  5.000

LinkedIn-Follower  		  12.000

Erscheinungsweise		  5 mal jährlich

Zeitschriftenformat (Breite x Höhe)		  210 mm x 297 mm

Satzspiegel (Breite x Höhe)		  176 mm x 266 mm

Anzeigenformate und -preise	 1/1 Seite	 210 mm x 297 mm	 s/w 2.030,– Euro	 4-farbig 3.050,– Euro

(Breite x Höhe, Nettopreise)	 1/2 Seite	 210 mm x 148,5 mm	 s/w 1.218,– Euro	 4-farbig 1.830,– Euro

	 Juniorpage	 210 mm x 180 mm	 s/w 1.412,– Euro	 4-farbig 2.135,– Euro

		  Farbzuschlag: Jede weitere Sonderfarbe 490,– Euro 

		  (Alle Farbzuschläge nicht rabattfähig)

Anschnittzuschlag (nicht rabattfähig)		  Beschnittzugabe 3 mm: 10% vom Nettopreis

Platzierung (nicht rabattfähig)		  auf Anfrage 

		  Zuschlag für U2, U3 (nur 1/1 Seite möglich): 15% vom Nettopreis

		  Zuschlag für U4 (nur 1/1 Seite möglich): 20% vom Nettopreis

Beilagen (nicht rabattfähig)		  Bis 25 g Gewicht, pro 1.000 Exemplare: 230,– Euro

		  Bis 50 g Gewicht, pro 1.000 Exemplare: 270,– Euro

		  Bis 100 g Gewicht, pro 1.000 Exemplare: 320,– Euro

		  (mind. 5.000 Exemplare, darunter auf Anfrage; Teilbelegungen 

		  nach Bundesländern möglich, Preise auf Anfrage)
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die als Maximalversorger oder Schwerpunkt-

krankenhäuser eine Versorgungsfunktion 

weit über die Mauern der eigenen Stadt 

hinaus haben.

Der Bund muss nunmehr dafür Sorge tra-

gen, dass zum einen in der Übergangszeit 

bis zum Wirksamwerden des KHVVG eine 

auskömmliche Krankenhausfinanzierung 

sichergestellt wird. Zum anderen muss 

mit dem KHVVG die strukturelle Unter-

finanzierung beseitigt werden. Dazu gehört, 

dass eine engmaschige Evaluation der Aus-

wirkungen der Vorhaltefinanzierung erfolgt, 

um Fehlentwicklungen unverzüglich ent-

gegensteuern zu können. 

Sozialausgaben erdrücken die Kommunen

Die Ausgabenentwicklung in allen Sozial-

leistungsbereichen ist besorgniserregend. 

In der Kinder- und Jugendhilfe sind die 

Ausgaben in den letzten zehn Jahren zum 

Beispiel um 105 Prozent gestiegen, in der 

Eingliederungshilfe um 66 Prozent. Die 

Kommunen müssen einen großen Teil der 

Sozialausgaben tragen und können diese 

überproportionalen Steigerungen nicht kom-

pensieren. Ursächlich für die Entwicklung 

sind neben den Lohnsteigerungen der letz-

ten Jahre vor allem in sozialen Berufen auch 

gesellschaftliche Entwicklungen (zum Bei-

spiel die demografische Entwicklung sowie 

der Zuzug geflüchteter Familien) und der 

Ausbau der individuellen Rechtsansprüche 

auf einzelne Leistungen, wie zum Beispiel 

auf ganztägige Förderung und Betreuung 

der Kinder zwischen einem und zehn Jahren. 

Die weitere Festlegung von zusätzlichen 

Aufgaben ohne finanzielle Kompensation 

durch die Bundes- und Landesgesetzgeber 

muss unbedingt verhindert werden. Dies gilt 

allem voran für die Schaffung neuer Rechts-

ansprüche durch den Bund. Aber das reicht 

nicht mehr aus: Der Bund muss die Kom-

munen substanziell und dauerhaft finanziell 

entlasten, damit sie die bereits erfolgten 

Ausgabensteigerungen schultern können. 

Vor wenigen Jahren hat der Bund auch auf 

Hinwirken des Deutschen Städtetages voll-

ständig die Finanzierung der Grundsicherung 

im Alter übernommen. Nun ist es an der Zeit, 

dass auch die Hilfen zum Lebensunterhalt 

für jüngere Menschen im Rahmen einer 

Zusammenlegung des 3. und 4. Kapitels 

SGB XII vollständig vom Bund übernommen 

werden. Auch eine dauerhafte erhebliche 

Bundesbeteiligung an Ausgaben der Kinder- 

und Jugendhilfe muss kommen. Befristete 

Förderkulissen des Bundes der vergangenen 

Jahre können für positive Schlagzeilen 

für Bundesminister sorgen, bedeuten für 

die Kommunen aber im Zweifel mehr Ver-

waltungsaufwand als finanzielle Entlastung. 

Der Ausbau einer verlässlichen Kindertages-

betreuung, die ganztägige Förderung der 

Grundschulkinder, die Hilfen zur Erziehung 

und die Eingliederungshilfe für Menschen 

mit Behinderungen: All das sind gesamt-

gesellschaftliche Aufgaben, an denen sich 

der Bund endlich strukturell und nachhaltig 

finanziell beteiligen muss.
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Stellvertretender Haupt-

geschäftsführer und 

 Beigeordneter Stefan Hahn,  

Leiter des Dezernats Arbeit, 

Jugend, Gesundheit und Soziales 

beim Deutschen Städtetag

„Die Kommunen müssen 

einen großen Teil der Sozial-

ausgaben tragen und können 

diese  über proportionalen 

Steigerungen nicht 
kompensieren.“
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Krankenhausversorgung sichern  

und Sozialausgaben auskömmlich gestalten

Von Stefan Hahn

Alle Verantwortlichen wissen es: Wir haben in 

Deutschland nicht genügend Fachpersonal 

und öffentliche Haushaltsmittel, um die 

große Zahl an Krankenhäusern betreiben zu 

können. Politisch liegt die Verantwortung 

beim Bund und den Ländern, die Kranken-

hausfinanzierung und -planung so aus-

zugestalten, dass wir weg kommen von 

zufälligen Krankenhausschließungen. 

Durch Schrumpfen zum Erfolg

Wir brauchen einen kontrollierten 

Schrumpfungsprozess, der gleichzeitig 

die Versorgungsqualität verbessert. Das 

Krankenhausversorgungsverbesserungs-

gesetz (KHVVG) verfolgt diese Ziele und 

ist nun in Kraft getreten. Jetzt müssen die 

Länder eine Krankenhausplanung aufsetzen, 

die steuert und nicht nur die Versorgungs-

lage beschreibt. Dazu müssen regional pass-

genaue Versorgungsaufträge erteilt werden, 

die die Qualität und gleichzeitig die Erreich-

barkeit sichern. 

Die kommunalen Krankenhäuser kämpfen 

derzeit mit einer äußerst angespannten 

finanziellen Situation. Viele Kommunen 

sehen sich gezwungen, ihre Kranken-

häuser mit Zuschüssen in teils dreistelliger 

Millionenhöhe vor der Insolvenz zu ret-

ten. Diese faktische dritte, kommunale 

Finanzierungssäule der Krankenhäuser ist 

systemwidrig, sind doch der Bund und die 

Länder verantwortlich für eine auskömmliche 

Krankenhausfinanzierung. Angesichts der 

aktuellen Haushaltslage der Kommunen ist 

die Übernahme von Millionendefiziten durch 

die Kommunen eine Katastrophe. Es droht 

die Insolvenz kommunaler Krankenhäuser, 
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TITELFOTO

43. Hauptversammlung  
des Deutschen Städtetages  
in Hannover 

Das Foto zeigt Delegierte im Moment 
der Stimmabgabe bei der Wahl zum 
Präsidium des Deutschen Städteta-
ges auf der 43. Hauptversammlung in 
der Landeshauptstadt Hannover. Die 
Stimmung ist konzentriert und enga-
giert – jede Stimme zählt. Im Hinter-
grund prangt das Motto „Zusammen 
sind wir Stadt“. Es ist ein Bekenntnis 
zum kommunalen Zusammenhalt. 

(alle Fotos sofern nicht anders gekenn-
zeichnet: Helge Krückeberg)

Dazu gehört auch, dass Bürokratie abgebaut 
wird, Gesetze praxisnah werden und so die 
Prozesse bei uns vor Ort effektiver werden 
können – weniger Detailvorgaben, mehr Ver-
trauen von Bund und Ländern in die Städte 
ist das Stichwort. Unsere Prozesse müssen 
einfacher werden, schneller, universeller. Die 
Menschen müssen sehen, dass es grund-
sätzlich funktioniert und vorangeht. Wir 
dürfen nicht jeden Einzelfall regeln wollen, 
sondern müssen das Große und Ganze 
gestalten.

Und ja, das hat dann unbedingt auch mit 
den Kommunalfinanzen zu tun. So prekär, 
wie die Situation unserer Haushalte ist, darf 
es nicht bleiben. Wenn die Räte und die Ver-
waltungen vor Ort oft de facto kaum noch 
etwas entscheiden und weiterentwickeln 
können, weil fast jeder finanzielle Spielraum 
fehlt, dann sorgt das nur noch für Ver-
druss – bei den kommunalpolitisch Akti-
ven ebenso wie bei den Bürgerinnen und 
Bürgern. 

Viele Städte können kaum noch freiwillige 
Aufgaben finanzieren. Dabei leitet der Begriff 
„freiwillige Aufgaben“ eigentlich in die Irre: 
Kultur, Sport, städtische Angebote, in denen 
sich bürgerschaftliches Engagement ent-
falten kann, all das ist kein „Nice to have“. 
Es macht die Städte zu dem, was sie sein 
sollen: Städte für die Menschen, Städte mit 

Zusammenhalt und Städte mit Zukunft und 
Gestaltungsmacht. Das ist das Ziel. Da müs-
sen wir in den kommenden Jahren wieder 
hinkommen.

Burkhard Jung 
Präsident des Deutschen  Städtetages

„Städte für die Menschen, 
Städte mit Zusammenhalt 
und Städte mit Zukunft und 
Gestaltungsmacht. Das ist 
das Ziel.“
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EDITORIAL

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

die Amtszeit der neuen Bundesregierung 
ist schon jetzt geprägt von vielen inter-
nationalen Herausforderungen: der Krieg 
gegen die Ukraine, das Erstarken von 
Autokratien weltweit und eine fehlende 
Verlässlichkeit in den transatlantischen 
Beziehungen. Vor ihrer wahrscheinlich größ-
ten Herausforderung steht die neue Bundes-
regierung aber hier in Deutschland. Die kom-
menden Jahre werden entscheidend dafür, 
ob es gelingt, das Vertrauen der Menschen 
in den Staat und in die Demokratie wieder 
zu stärken. Verschiedene Studien zeigen 
immer wieder: Die Gesellschaft ist gespalten 
wie selten zuvor. Nur noch rund die Hälfte 
der Menschen sagt, sie sei zufrieden mit der 
Demokratie.

Das verlorengegangene Vertrauen müs-
sen wir zurückgewinnen – und zwar alle 
Ebenen gemeinsam: Bund, Länder und 
Kommunen. Das geht nur mit einer Politik, 
bei der die Menschen sehen, dass sie ihr 
konkretes Lebensumfeld verbessert – vor 
ihrer Haustür, bei uns in den Städten. Politik 
wird für die Menschen vor Ort sichtbar und 
spürbar, nicht auf Landes- oder Bundes-
ebene. Deshalb ist es kein Selbstzweck 
wenn wir sagen: Die kommunale Expertise 
muss gehört werden, sie muss einbezogen 
werden von Bund und Ländern, und zwar 
auf Augenhöhe. Die Bundesregierung hat 
mit ihrem angekündigten Zukunftspakt von 
Bund, Ländern und Kommunen den richtigen 
Ansatz. Wichtig ist jetzt, dass wir nicht zwei 
Jahre über gemeinsame Papiere diskutieren. 
Wir müssen ins Handeln kommen.
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